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A. Bericht des Abgeordneten Merten: 


Die §§ 19 bis 21 des Bundesversorgungsgesetzes 
regeln den Ersatz der Kosten, die den Kranken- 
kassen mit der Durchführung der Heilbehandlung 
nach dem BVG erwachsen. Während im § 20 eine 
volle Kostenersatzpflicht des Bundes für die Fälle 
sichergestellt ist, in denen die Krankenkassen nur 
nach den Vorschriften des BVG verpflichtet sind, 
Heilbehandlung einschließlich Heilanstalt- und 
Hauspflege sowie Kranken- und Hausgeld zu ge- 
währen, ist in § 19 BVG nur ein teilweiser Kosten- 
ersatz dieser Aufwendungen vorgesehen, wenn für 
versicherte Versorgungsberechtigte bereits eine 
Leistungsverpflichtung nach der Reichsversiche- 
rungsordnung besteht. Diese, in erster Linie mit 
Rücksicht auf die von den Versicherten geleisteten 
Beiträge in § 19 getroffene Regelung sollte nach 
dem Willen des Gesetzgebers ursprünglich auf 
drei Jahre begrenzt bleiben, um den sich gerade 
in den ersten Jahren nach Inkrafttreten des BVG 
durch die Behandlung von Schädigungsfolgen noch 
ergebenden besonderen finanziellen Belastungen 
der Krankenkassen gerecht zu werden. Der Ge- 
setzgeber glaubte, im Hinblick auf die insbesondere 
durch Ausheilung der Schädigungsfolgen beding- 
ten, im Laufe der Jahre immer geringer werden- 
den Aufwendungen der Krankenkassen für ver- 
sicherte Beschädigte mit einer Frist von drei Jahren 
auskommen zu können. 


Die Entwicklung hat jedoch gezeigt, daß sich vor- 
nehmlich durch die Eingliederung zahlreicher Be- 
schädigter in den Arbeitsprozeß und damit in ein 
Versicherungsverhältnis die Aufwendungen der 
Krankenkassen für die Heilbehandlung nach dem 
BVG in den letzten Jahren nur unerheblich ver- 
mindert haben. Bei der Verabschiedung des Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesversorgungsgesetzes im Juli 1953 war da- 
her bereits eine Verlängerung der Frist um zwei 
Jahre beschlossen worden. 

Da eine wesentliche Veränderung der Verhält- 
nisse bisher nicht eingetreten ist und die in § 19 
Abs. 1 BVG gesetzte Frist am 30. September d. J. 
abläuft, ist eine Gewährung des Kostenersatzes 
an die Krankenkassen auf weitere drei Jahre er- 
forderlich. Der Ausschuß für Kriegsopfer- und 
Heimkehrerfragen hat die diesbezügliche, in 
Drucksache 1631 wiedergegebene Änderung des 
Bundesversorgungsgesetzes einstimmig angenom- 
men. 


Bonn, den 28. September 1955 

Merten 

Berichterstatter 


B. Antrag des Aussdiusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1631 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 28. September 1955 

Der Ausschuß für Kriegsopfer- 
und Heimkehrerfragen 

Petersen Merten 

Vorsitzender Berichterstatter 
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